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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 9 SB 49/10 B 
 
L 8 SB 3119/08 (LSG Baden-Württemberg) 
S 9 SB 326/08 (SG Heilbronn) 
 
 
………………………………., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Land Baden-Württemberg, 
vertreten durch das Regierungspräsidium, Landesversorgungsamt, 
Ruppmannstraße 21, 70565 Stuttgart, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 
 
 
Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 17. Januar 2011 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d    sowie die Richter   K r u s c h i n s k y     

und   Dr.  K n ö r r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 23. Juli 2010 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen 

Kosten zu erstatten. 

 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 
 

 
  

- 3 - 

G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 23.7.2010 hat das Landessozialgericht Baden-Württemberg (LSG) einen An-

spruch des Klägers auf Feststellung der gesundheitlichen Voraussetzungen für das Merk-

zeichen "aG" (außergewöhnliche Gehbehinderung) verneint. Gegen die Nichtzulassung der 

Revision in diesem Urteil hat der Kläger beim Bundessozialgericht (BSG) Beschwerde einge-

legt. Er hält das Berufungsurteil für unzutreffend und rügt sinngemäß Verfahrensmängel.  

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Ihre Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen.  

 

Gemäß § 160 Abs 2 SGG kann die Revision nur zugelassen werden, wenn die Rechtssache 

grundsätzliche Bedeutung hat (Nr 1), das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des Gemein-

samen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts 

abweicht und auf dieser Abweichung beruht (Nr 2) oder ein Verfahrensmangel geltend gemacht 

wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann (Nr 3). In der Beschwerdebegrün-

dung muss die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache dargelegt oder die Entscheidung, 

von der das Urteil des LSG abweicht, oder der Verfahrensmangel bezeichnet werden (vgl 

§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde - wie hier - darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel 

vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), so 

müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels die diesen (vermeintlich) begründenden 

Tatsachen substantiiert dargetan werden. Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass 

und warum die Entscheidung des LSG ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht auf 

dem Mangel beruhen kann, dass also die Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht 

(vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 24, 34, 36). Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann 

der geltend gemachte Verfahrensmangel allerdings nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 

128 Abs 1 Satz 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er 

sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht ge-

folgt ist. Diesen Kriterien hat der Kläger nicht hinreichend Rechnung getragen.  

 

Soweit der Kläger die Beweiswürdigung des LSG angreift, hat er nicht beachtet, dass eine Ver-

fahrensrüge nach § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG nicht auf eine Verletzung des insoweit ein-

schlägigen § 128 Abs 1 Satz 1 SGG (Grundsatz der freien richterlichen Beweiswürdigung) ge-

stützt werden kann. Zwar rügt der Kläger Mängel der berufungsgerichtlichen Sachverhaltsauf-

klärung (§ 103 SGG), er hat es jedoch unterlassen, einen Beweisantrag zu bezeichnen, den 

das LSG übergangen haben könnte (vgl § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG). 
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Soweit sich der Kläger darüber hinaus kritisch mit dem Berufungsurteil auseinandersetzt, hat er 

verkannt, dass es nicht zulässiger Inhalt einer Nichtzulassungsbeschwerde sein kann, ob die 

Vorinstanz richtig entschieden hat (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 7 S 10). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 SGG. 
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